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Sefeß- Sammlung 
für die | | 


Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 
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(Nr. 7900.) Privilegium für die Stadt Kattowitz zur Ausgabe von 80,500 Thalern auf 
den Inhaber lautender Stadt-Obligationen. Vom 9. Oktober 1871. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen ıc. 


Nachdem der Magiſtrat der Stadt Kattowitz in Uebereinſtimmung mit 
der Stadtverordneten⸗Verſammlung darauf angetragen hat, Behufs Vereinigung 
der vorhandenen älteren Stadtſchulden und zur Beſtreitung außerordentlicher 
ſtädtiſcher Bedürfniſſe ein Anlehen von 80,500 Thalern aufnehmen und zu die⸗ 
ſem Ende auf jeden Inhaber lautende, mit Zinsſcheinen verſehene Stadt-Obli- 
gationen ausgeben zu dürfen, ertheilen Wir in Gemäßheit des F. 2. des Geſetzes 
vom 17. Juni 1833. (Geſetz⸗Samml. S. 75.) durch gegenwärtiges Privilegium 
zur Ausgabe von 80,500 Thalern, geſchrieben achtzigtaufend fünfhundert Thalern, 
| auf jeden Inhaber lautender, mit Zinskupons verſehener Obligationen der Stadt 

Kattowitz, welche nach dem anliegenden Schema und zwar: 

. in 50 Stück Littr. A. zu 200 Thalern = 10,000 Thaler, 
s 650 s » B. ® 100 * 5,00 
410 „ „ C. 50 e 1ER 1:1), 
in Summa 80,500 Thaler 
auszufertigen, mit fünf Prozent jährlich zu verzinſen und, von Seiten der 
Gläubiger unkündbar, nach dem feſtgeſtellten Tilgungsplane durch Auslooſung, 
Ankauf oder Kündigung Seitens der Stadt innerhalb längſtens ſiebenunddreißig 
Jahren, von dem auf die Emiſſion folgenden Jahre ab, zu amortiſiren ſind, 
mit Vorbehalt der Rechte Dritter, Unſere landesherrliche Genehmigung, ohne 
jedoch dadurch den Inhabern der Obligationen in Anſehung ihrer Befriedigung 
eine Gewährleiſtung Seitens des Staates zu bewilligen. 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 

Gegeben Berlin, den 9. Oktober 1871. 


(L. S.) Wilhelm. 
Gr. v. Itzenplitz. Gr. zu Eulenburg. Camphauſen. 


s 
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Jahrgang 1871. (Nr. 7900.) 65 Schema 
Ausgegeben zu Berlin den 11. November 1871. 


Schema für die Obligationen. 
Provinz Schleſien, Regierungsbssirt Oppeln. 
(Stadtwappen.) 


Obligation der Stadt Kattowitz 
über 
en ...... .. Thaler Preußiſech Kurant 
Littr. See ie Or 


Ausgefertigt in Gemäßheit des landesherrlichen Privilegiums vo——ñ 4 
(Geſetz»Samml. von 18... ©. ....) 


Wir Magiſtrat der Stadt Kattowitz urkunden und bekennen hierdurch, daß der 
Inhaber dieſer Obligation ein der Stadt dargeliehenes Kapital vonn 
3 Thalern Kurant, deſſen Empfang wir beſcheinigen, als einen Theil der 
auf Grund des Allerhöchſten Privilegiums vom ............... aufgenommenen 
Anleihe von 80,500 Thalern von der Stadt Kattowitz zu fordern hat. 

Die auf fünf Prozent jährlich feſt geſetzten Zinſen ſind am 1. Juli und 
2. Januar jeden Jahres fällig, werden aber nur gegen Rückgabe der ausgefer⸗ 
tigten halbjährlichen Zinskupons gezahlt. 

Der umſtehend abgedruckte Plan enthält die näheren Bedingungen. 

Das Anleihekapital wird in Gemäßheit des feſtgeſtellten Tilgungsplanes 
binnen längſtens ſiebenunddreißig Jahren nach dem Jahre der Emiſſion amortiſirt. 

Kattowitz, den en 185 


Der Magiſtrat. 
(Unterſchrift des Dirigenten und zweier Magiſtrats mitglieder.) 
Eingetragen in die Kaſſenkontrole Fol. .... 


Beigefügt find die Kupons Serie I Nr. 1. Ausgefertigt 
bis 10. nebſt Talon. N. N., 
Kämmereikaſſen-Rendant. 


Pian 


zu einer 
von der Stadt Kattowitz zur Beſtreitung außerordentlicher kommunaler 
Beduͤrfniſſe aufzunehmenden Anleihe von 80,500 Thalern, geſchrieben: 
achtzig Tauſend und fünfhundert Thalern. 


1) Von dem Magiſtrate und der Stadtverordneten-Verſammlung der Stadt 
Kattowitz iſt beſchloſſen worden, Behufs Vereinigung der älteren Stadt⸗ 
ſchulden, ſowie zur 0 außergewöhnlicher ſtädtiſcher Bedürfniſſe 
ein Anlehen von 80,500 Rthlr. aufzunehmen und zu dieſem Ende auf 
jeden Inhaber lautende, mit Zinsſcheinen verſehene Stadt-Obligationen 


auszugeben. 
2) Dieſe 


En Pe e 9 ee a re er. A udn EN" r e 
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2) Dieſe Obligationen werden in Apoints zu 200 Rthlr., 100 Rthlr. und 1 
50 Rthlr. ausgegeben, und zwar: f 8 
a) 50 Stück Littr. A. von Nr. I. bis 50. à 200 Rthlr. = 10,000 Rthlr., 2 
b) 650 » Littr. B. von Nr. 51. bis 700. 4 100 265,000 = 

e) 110 - Littr. C. von Nr. 701. bis 810. a 50 - = 5,500 


Summa 80,500 Rthlr. 

3) Die Rückzahlung der ganzen Schuld von 80,500 Rthlr. geſchieht aus 
einem Tilgungsfonds, welcher zu dieſem Behufe durch Einſchuß von 
jährlich 1 Prozent des geſammten emittirten Anleihekapitals unter Zu⸗ Es 
wachs der Zinſen von den getilgten Schuldverſchreibungen gebildet wird. Bi, 
Die Tilgung erfolgt vermittelt Auslooſung oder freihändigen Ankaufs © 
der zu tilgenden Stückzahl binnen ſpäteſtens 37 Jahren, vom Jahre der 


Emiſſion ab, nach Maßgabe des aufgeſtellten Tilgungsplanes. Die 
Stadtgemeinde Kattowitz behält ſich indeſſen das Recht vor, den Tilgungs⸗ g 
fonds durch größere Auslooſung oder freihändigen Ankauf zu verſtärken, = 
ſowie ſämmtliche noch umlaufende Schuldverſchreibungen auf einmal zu 75 
kündigen. Den Gläubigern ſteht kein Kündigungsrecht zu. 25 
4) Vom Tage der Emiſſion der Obligationen ab werden dieſelben in halb— . 
jährigen Terminen, am 2. Januar und am 1. Juli jeden Jahres, mit 7 
fünf Prozent verzinſt. 5 
5) Jeder Obligation werden zehn Zinskupons für die auf die Emiſſion fol⸗ 
genden zehn halbjährigen Zinstermine und ein Talon beigegeben. 
Die ferneren Zinskupons werden ebenfalls für fünfjährige Perioden 5 
ausgegeben. 2 
6) Die Ausgabe einer neuen Zinsſchein⸗Serie, welche zuvor bekannt gemacht Bar 
werden muß, erfolgt bei der Stadtkaſſe zu Kattowitz gegen Ablieferung 2 
des der alten Zinsſchein⸗Serie beigedruckten Talons. Beim Verluſte des a 
Talons erfolgt die Aushändigung der neuen Zinskupons an den In⸗ 2 
haber u Schuldverſchreibung, ſofern deren Vorzeigung rechtzeitig ge- 9 
ſchehen iſt. 3 
7) Die Auszahlung der Zinfen und des Kapitals erfolgt gegen bloße Rück— Pi 
gabe der auszugebenden Zinskupons, beziehungsweiſe der Schuldverſchrei⸗ 1 
bungen, bei der Stadtkaſſe in Kattowitz in der nach dem Eintritte des 5 
Fälligkeitstermins folgenden Zeit. 12 
8) Mit der zur Empfangnahme des Kapitals zu präſentirenden Schuld * 


verſchreibung ſind auch die dazu gehörigen Zinskupons der ſpäteren 
Fälligkeitstermine zurückzuliefern. Für die fehlenden Zinskupons wird 
der Betrag vom Kapitale gekürzt. 

99) Die ausgelooſten, beziehungsweiſe gekündigten Kapitalbeträge, welche 10 
innerhalb dreißig Jahren nach dem Rückzahlungstermine nicht erhoben 1 
werden, ſowie die innerhalb der nächſten vier Sabre nach Ablauf des 
Kalenderjahres, in welchem ſie fällig geworden ſind, nicht erhobenen | 
Zinſen verjähren zu Gunſten der Stadtgemeinde Kattowitz. 

10) Die Auslooſung der Obligationen erfolgt alljährlich im Monat Juli in 
öffentlicher Sitzung der Stadtverordneten. Die getilgten Obligationen 85 
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werden in Gegenwart des Magiſtrats vernichtet; darüber, daß ſolches 
geſchehen, wird von demſelben eine Beſcheinigung ausgeſtellt und dieſe 
zu den Akten gebracht. 

11) Die ausgelooſten, ſowie die gekündigten Obligationen werden unter Be⸗ 
zeichnung ihrer Littr. und Nummer, ſowie des Betrages, über welchen 
ſie lauten, und des Termins, an welchem die Rückzahlung erfolgen ſoll, 
mindeſtens drei Monate vor dem Zahlungstermine öffentlich bekannt 
gemacht. 

Mit Eintritt des letzteren hört die Verzinſung der ausgelooſten 
ſowie der gekündigten Obligationen auf. 

12) Alle Bekanntmachungen erfolgen durch den Staatsanzeiger, das Amts⸗ 
blatt der Königlichen Regierung zu Oppeln und die Breslauer Zeitung. 
Für den Fall, daß eines dieſer Blätter etwa eingehen ſollte, wird durch 
den Magiſtrat mit Zuſtimmung der Königlichen Regierung zu Oppeln 
ein anderes Blatt ſubſtituirt. 

13) In Anſehung der verlorenen oder vor ihrer Einlöſung vernichteten Obli⸗ 
gationen finden die Vorſchriften der Verordnung vom 16. Juni 1819. 
(Geſetz-Samml. S. 157.) $$. 1. bis 12. mit nachſtehenden näheren Be⸗ 
ſtimmungen Anwendung: 

a) die im $. 1. vorgeſchriebene Anzeige muß dem Magiſtrate zu Katto- 
witz gemacht werden, welchem alle diejenigen Geſchäfte und Befug⸗ 
niſſe zuſtehen, die nach jener Verordnung dem Schatzminiſterium 
zukommen; gegen die Verfügung des Magiſtrats findet der Rekurs 
an die Königliche Regierung zu Oppeln ſtatt; 

b) das im F. 5. der Verordnung gedachte Aufgebot erfolgt bei der 
Königlichen Kreisgerichts-Deputation zu Myslowitz; 

e) die in den $$. 6. 9. und 12. vorgeſchriebenen Bekanntmachungen 
erfolgen durch die oben unter Nummer 12. angegebenen Blätter; 
an die Stelle der im $. 7. erwähnten ſechs Zahlungstermine ſollen 
vier, und an die Stelle des im §. 8. erwähnten ſechsten und achten 
Zahlungstermins ſoll der vierte und beziehentlich fünfte treten. 

Die Zinskupons können weder aufgeboten, noch amottiſirt 
werden; jedoch ſollen demjenigen, welcher den Verluſt von Zins⸗ 
kupons vor Ablauf der vierjährigen Verjährungsfriſt bei dem 
Magiſtrate anmeldet und den ſtattgehabten Beſitz der Zinskupons 
durch Vorzeigung der Obligationen oder ſonſt glaubhaft darthut, 
nach Ablauf der Verjährungsfriſt der Betrag der angemeldeten und 
bis dahin nicht vorgekommenen Zinskupons gegen Quittung aus⸗ 
ezahlt werden. 

14) Zur Sicherheit der hierdurch eingegangenen Verpflichtungen haftet die 
Stadt Kattowitz mit ihrer Steuerkraft und ihrem Vermögen. 

Kattowitz, den 21. Juli 1871. 


Der Magiſtrat. Die Stadtverordneten. 
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Schema zu den Zinskupons. 
Provinz Schlefien, Xegierungsbezirk Oppeln. 
Sie. 


Zinskupon .... 


über 


u der 


d 
| Obligation der Stadt Kattowitz 
Lau e 
Inhaber dieſes Kupons empfängt gegen deſſen Rückgabe am ee 18:4 
die halbjährigen Zinſen der Stadt-Obligation Littr. ..... 7 mit 
- schreibe ...... aus der hieſigen Kämmereikaſſe. 
Kattowitz, den . n 18. 


Der Magiſtrat. 


Dieſer Zinskupon wird ungültig, wenn deſſen Geldbetrag (Kuponſtempel.) 
nicht innerhalb vier Jahren nach Ablauf des Kalender- Endet en 
jahres der Fälligkeit abgehoben wird. . 12 Kontrole 


(Anmerkung. Die Namensnunterſchriften des eee und der Magiftratd- 
mitglieder können mit Lettern oder Fakſimileſtempeln gedruckt werden; 
doch muß jeder Zinskupon mit der eigenhändigen Namensunterſchrift eines 
Kontrolbeamten verſehen werden.) 


Schema zu den Talons. 
provinz Schleſien, Xegierungsbezirk Oppeln. 


Talon 


zu der 
Obligation der Stadt Kattowitz 
Littr .. 5 . . 
„ Thaler, 


zu fünf Prozent verzinslich. . 

Ignhaber diefes Talons empfängt gegen deſſen Rückgabe zu der vorbezeich⸗ 
neten Öbligation die .. Serie Zinskupons für die fünf Jahre 18.. bis 18. 
bei der hieſigen Kämmereikaſſe, ſofern nicht von dem Inhaber der Obligation 
gegen dieſe Aushändigung proteſtirt worden iſt. 

Kattowitz, den K 18. 
Der Magiſtrat. 


(Anmerkung. Die Namensunterſchriften des Magiſtratsdirigenten und der Magiftratd- 
mitglieder können mit Lettern oder Fakſimileſtempeln gedruckt werden; 
doch muß jeder Talon mit der eigenhändigen Namensunterſchrift eines 
Kontrolbeamten verſehen werden.) 
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Cr. 7901.) Statut für den Albersdorf Teſchendorfer Deich und Entwäſſerungsverband. 


Vom 9. Oktober 1871. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 
verordnen, auf Grund der Verordnung vom 28. Mai 1867. §. 1. (Geſetz-Samml. 


S. 769.), nach Anhörung der Betheiligten, was folgt: 


Sl, 

Die Beſitzer der auf der Inſel Fehmarn zwiſchen den Dorfſchaften Albers- 
dorf und Teſchendorf, in der ſogenannten Albersdorf-Teſchendorfer Niederung, 
belegenen Ländereien, welche der Ueberfluthung durch das Waſſer der Oſtſee aus⸗ 
geſetzt ſind, werden unter dem Namen: 
„Albersdorf-Teſchendorfer Deich- und Entwäſſerungs- Verband“ 
zu einer Genoſſenſchaft vereinigt, um den Ertrag dieſer Grundſtücke durch Ent- 
wäſſerung zu verbeſſern und diejelben vor Ueberſchwemmungen durch das Waffer 
der Oſtſee zu ſchützen. i 

Die betheiligten Grundſtücke ſind in der vom Feldmeſſer Beekmann ver⸗ 
fertigten, dem Meliorationsprojekte des Kreisbaubeamten Heydorn vom 20. Ja⸗ 
nuar 1871. beigefügten Situationskarte verzeichnet. 

Der Verband hat Korporationsrechte und feinen Gerichtsſtand im Bezirk 
des Fehmarnſchen Amtsgerichts. s 

2 


Dem Verbande liegt zu dem gedachten Zwecke ob, nach dem Melivrations- 
plane und zugehörigen Koſtenanſchlage des Kreisbaubeamten Heydorn vom 
20. Januar 1871., wie derſelbe bei der höheren Reviſion feſtgeſtellt iſt, die darin 
bezeichneten Anlagen herzuſtellen und zu unterhalten. Es ſoll jedoch die beſtick— 
mäßige Unterhaltung der binnendeichs belegenen Entwäſſerungsgräben, nachdem 
fie auf gemeinſchaftliche Koſten des Verbandes hergeſtellt fein werden, den Land— 
anliegern obliegen. 

Abänderungen des Plans, welche etwa im Laufe der Ausführung zweck— 
mäßig erſcheinen, bedürfen der Genehmigung des Miniſters für die landwirth- 
ſchaftlichen Angelegenheiten. 

Alle beſonderen Anlagen zur künſtlichen Entwäſſerung des Albersdorfer 
Sees, als die Schnecke, die dieſelbe treibende Mühle, die das Waſſer durch den 
Deich abführende Mühlenſchleuſe, ſowie die Ueberfahrt über den Deich daſelbſt, 
falls ſolche beabſichtigt werden ſollte, muß der Eigenthümer des Sees auf eigene 
Koſten herſtellen und unterhalten. Auch ſoll es demſelben geſtattet fein, für 
eigene Rechnung ein zweites Siel durch den Deich anzulegen, jedoch muß die 
Erbauung und Unterhaltung des Sieles nach Anweiſung und unter Aufſicht des 
Genoſſenſchaftsvorſtandes erfolgen. g 

Sollten ſich bei der Ausführung des Deich⸗ und Entwäſſerungsplanes 
Streitigkeiten darüber ergeben, welche Anlagen von der Genoſſenſchaft zu machen 
ſind, oder wie die Ausführung zu bewirken iſt, ſo entſcheidet die Regierung zu 
Schleswig darüber. N 8. 3 
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H. 3. a 

Die Beiträge zur Anlegung und Unterhaltung der gemeinſchaftlichen An⸗ 

lagen werden von den Genoſſen nach Verhältniß ihrer betheiligten Flächen auf 
ebracht. Der Vorſtand der Genoſſenſchaft hat darüber ein Verzeichniß aufzu⸗ 
ſellen, welches jedem Genoſſen auf Verlangen zur Einſicht vorgelegt werden muß. 
Auf Antrag des Vorſtehers ſetzt der Rirchſpielsvogt die Hebeliſten feſt 

und läßt die Beiträge von den Säumigen durch adminiſtrative Exekution einziehen. 


. 4. 


Die Anlagen werden in der Regel in Tagelohn ausgeführt; wo es indeſſen 
zweckmäßiger erſcheint, ſollen die Arbeiten nach Beſtimmung des Vorſtandes an 
den Mindeſtfordernden verdungen werden. 

Wenn Arbeiten, die den einzelnen Genoſſen für ihre Grundſtücke obliegen 
und die im Intereſſe des Ganzen nicht verabſäumt werden dürfen, unterbleiben, 
ſo iſt der Vorſteher befugt, dieſelben nach vorangegangener Mahnung auf Koſten 
des Säumigen ausführen und den Betrag nöthigenfalls durch adminiſtrative 
Exekution eintreiben zu laſſen. 


$. 5. 


Die Anlegung des Deiches, der Gräben, der Siele und Schleuſen ze. 
muß jeder Wieſengenoſſe ohne Weiteres geſtatten und den dazu erforderlichen 
Grund und Boden in der Regel unentgeltlich hergeben. Sollte der aus dieſer 
Beſtimmung dem Einzelnen erwachſende Nachtheil nicht durch Grasnutzung und 
durch die 3 aus dem Bau erwachſenden Vortheile genügend aufgewogen 
werden, ſo iſt Entſchädigung zu gewähren und dieſe Entſchädigung in Streitfällen 
ſchiedsrichterlich feſtzuſtellen (§. 10.). 

Als Material für den Deich darf nur gute, bündige Deicherde verwandt 
werden. Findet ſich dieſelbe nicht in dem See oder darf dieſelbe nach dem Er— 
meſſen des beaufſichtigenden techniſchen Beamten im Intereſſe des Deichs nicht 
aus dem See entnommen werden, ſo ſoll der einzelne Grundbeſitzer gehalten ſein, 
die erforderliche Deicherde für den auf feinem Lande befindlichen oder neu her⸗ 
zuſtellenden Deich auf der bei Auftheilung der Gemeindeländereien ihm zugefallenen 
Parzelle unentgeltlich anzuweiſen. a 

Die bereits früher ausgeführte Bedeichung wird nach Maßgabe des davon 

vorhandenen Materials demjenigen Eigenthümer, welcher ſie ausgeführt hat, gut 
gerechnet Der Eigenthümer iſt zur Benutzung des auf ſeinem Lande befindlichen 
Deiches berechtigt, iſt jedoch verpflichtet, in dieſer Beziehung den Anordnungen 
des Vorſtandes Folge zu leiſten. Das Eigenthum an dem Deich ſteht der Ge— 
noſſenſchaft zu, die auch allein darüber disponiren kann. 
N Die Eigenthümer des Landes ſind daher nicht nur verpflichtet, den Deich 
unangetaſtet ſtehen zu laſſen, ſondern müſſen auch durch zweckmäßige, auf eigene 
Koſten zu beſchaffende Einfriedigungen dafür Sorge tragen, daß der Deich gegen 
Beſchädigungen durch das auf ihrem Lande weidende Weh geſchützt werde. 

Die Entwäſſerungsgräben bleiben im Eigenthum des Landbeſitzers. 
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$. 6. f 
8 Die Angelegenheiten des Entwäſſerungsverbandes werden geleitet von einem 
Verbandsvorſteher und zwei Verbandsſchöffen, welche zuſammen den Vorſtand 
bilden und ein Ehrenamt bekleiden. | 
. Als Erfah für baare Ausgaben und Verſäumniß erhält der Vorſteher 
jährlich 10 Thaler, jeder Schöffe 5 Thaler. Dieſe Vergütung wird jedoch für 
das erſte Jahr mit Rückſicht auf die durch die Bauausführung in Aus ſcht 
ſtehenden vermehrten Verſäumniſſe für den Vorſteher auf 20 Thaler und für 
jeden Schöffen auf 10 Thaler Preußiſch Kurant feſtgeſtellt, unter Vorbehalt der 
mit Genehmigung der Regierung etwa zu treffenden Modifikationen. 


5. 7. 

Die Mitglieder des Vorſtandes werden von den Verbandsgenoſſen aus 
ihrer Mitte auf drei Jahre durch einfache Stimmenmehrheit gewählt. Bei der 
Wahl hat jeder Verbandsgenoſſe Eine Stimme, wer mehr als zwei Tonnen (vier 
Morgen) im Verbande beſitzt, hat zwei Stimmen, wer mehr als vier Tonnen 
befigt, hat drei Stimmen, und fo fort für je zwei Tonnen Eine Stimme mehr. 

Der Kirchſpielsvogt für Fehmarn beruft die Wahlverſammlung und führt 
den Vorſitz in derſelben, er verpflichtet die Gewählten durch Handſchlag an Eides 
Statt. Minderjährige und moraliſche Perſonen können durch ihre geſetzlichen 
Vertreter, Ehefrauen durch ihre Ehemänner mitſtimmen. Wählbar iſt derjenige, 
der wenigſtens Eine Tonne Landes im Verbande beſitzt und den Vollbeſitz der 
bürgerlichen Rechte nicht durch rechtskräftiges Erkenntniß verloren hat. 

Zur Legitimation des Vorſtandes dient das von dem Kirchſpielsvogt be⸗ 
ſcheinigte Wahlprotokoll. 8 s 


Der Verbandsvorſteher iſt die ausführende Verwaltungsbehörde des Ver⸗ 
bandes und vertritt denſelben anderen Perſonen und Behörden gegenüber. Er 
hat insbeſondere: 

a) die Ausführung der gemeinſchaftlichen Anlagen nach dem feſtgeſtellten 
Deich» und Entwäſſerungsplane mit Hülfe des vom Vorſtande gewählten 
Technikers zu veranlaſſen und dieſelbe zu beaufſichtigen; 

b) die Beiträge auszuschreiben, die Zahlungen auf die Kaffe anzuweiſen 
und die Kaſſenverwaltung zu revidiren; 

e) die Voranſchläge und Jahresrechnungen den Verbandsſchöffen zur Feſt⸗ 
ſtellung und Abnahme vorzulegen; 

d) den Deich⸗ und Wieſenwärter und die Unterhaltung der Anlagen zu 
beaufſichtigen und die halbjährige Deich⸗ und Grabenſchau im April und 
November mit den Verbandsſchöffen abzuhalten; 

e) den Schriftwechſel für den Verband zu führen und die Urkunden deſſelben 
zu unterzeichnen; zur Abſchließung von Verträgen iſt die Zuſtimmung 
der Schöffen nothwendig; a 

f) die Ordnungsſtrafen gegen die Mitglieder des Verbandes wegen Ver⸗ 
letzung dieſes Statuts und der beſonders dazu erlaſſenen n, 

es 
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Bezug auf die Entwäſſerun sordnung, die Grabenräumung, die Heu⸗ * 
ewinnung und Hütun auf den Wiesen und dem Deiche, und Rein⸗ 1 
5 5 deffelben von Seetang bis zur Höhe von Einem Thaler feſtzu· & 


ſtellen und zur Kaſſe einzuziehen. 
Im Behinderungsfalle läßt ſich der Vorſteher von einem Schöffen vertreten. 8 
§. 9. 
Zur Bewachung und Bedienung des Verband⸗Areals, ſowie des Deiches 
und der Schleuſen und Siele, ſtellt der Vorſtand einen Aufſeher auf dreimonat- 
liche Kündigung an, deſſen Lohn die Generalverſammlung der Genoffen bei der 
Wahl des Vorſtandes ein für alle Mal beſtimmt. i 
Der Aufſeher iſt verpflichtet, die Schleuſen und Siele rechtzeitig zu ſchließen 8 
und zu öffnen. Kein Eigenthümer darf Schleuſen und Siele öffnen oder * 
ſchließen, oder überhaupt die Entwäſſerungsanlage eigenmächtig verändern, bei 1 
Vermeidung einer Konventionalſtrafe von fünf Thalern für jeden Kontraventions- an 
fall. Der Aufſeher hat ferner den Deich namentlich nach Sturmfluthen zu 1 
begehen, und von Beſchädigungen oder Ablagerung von Seetang auf demſelben, A 
ſowie ungehöriger Beweidung deſſelben durch Vieh, dem Vorſteher ſofort Anzeige 
zu machen, überhaupt den Anweiſungen des Vorſtehers pünktlich Folge zu leiſten 
und kann von demſelben mit Verweis und Geldbuße bis zu Einem Thaler 
beſtraft werden. Der Aufſeher wird als Feldhüter vereidigt. 


$. 10. i 

Die Streitigkeiten, welche zwiſchen Mitgliedern des Verbandes über 
das Eigenthum von Grundſtücken, über die Zuſtändigkeit oder den Umfang von 
Grundgerechtigkeiten oder anderen Nutzungsrechten, und über beſondere, auf ſpe⸗ 
ziellen Rechtstiteln beruhende Rechte und Verbindlichkeiten der Parteien entſtehen, 
gehören zur Entſcheidung der ordentlichen Gerichte. Dagegen werden alle an⸗ 
deren, die gemeinſamen Angelegenheiten des Verbandes oder die vorgebliche 
Beeinträchtigung eines oder des anderen Genoſſen betreffenden Beſchwerden von 
dem Vorſtande unterſucht und entſchieden. 

Gegen die Entſcheidung des Vorſtandes ſteht jedem Theile der Rekurs 
an ein Schiedsgericht frei, welcher binnen zehn Tagen, von der Bekanntmachung 
des Beſcheides an gerechnet, bei dem Vorſteher angemeldet werden muß. Ein 
weiteres Rechtsmittel findet nicht ſtatt; der unterliegende Theil trägt die Koſten. 

Das Schiedsgericht beſteht aus dem Kirchſpielvogt und zwei Beiſitzern. 
Die Beiſitzer, ſowie auch die Stellvertreter derſelben werden von der General⸗ 
verſammlung der Genoſſen auf drei Jahre gewählt. Wählbar iſt Jeder, der 
in der Gemeinde ſeines Wohnortes zu den öffentlichen Gemeindeämtern wählbar 
iſt, mindeſtens Eine Tonne Land beſitzt und nicht Mitglied des Verbandes iſt. 


K. 11. 
Der Verband iſt der Oberaufſicht des Staates unterworfen. Das Auf⸗ 
ſichtsrecht wird von dem Kreislandrathe, von der Regierung zu Schleswig als 
Landespolizeibehörde und von dem Miniſter für die andwirthſchaftlichen Ange⸗ n 
legenheiten gehandhabt nach Maßgabe dieſes Statuts, übrigens in dem Umfange 4 
und mit den Befugniſſen, welche den ffcht zue en der Gemeinden ufteben- 5 
JO 8 
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werden. 


Seiten des aus der Fuhſe oberhalb Dollbergen abzweigenden und unterhalb der 


J. xx ⁊ a 
2 302 — i | 
Die Regierung hat darauf zu halten, daß die Beſtimmungen dieſes Sta- 


tuts überall beobachtet, die Anlagen gut ausgeführt und ordentlich unter⸗ 
halten und die etwaigen Schulden regelmäßig verzinſet und getilgt werden. 


§. 12. 
Dieſes Statut kann nur unter landesherrlicher Genehmigung abgeändert 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 
Gegeben Berlin, den 9. Oktober 1871. 


(L. S.) Wilhelm. 
v. Selchow. Leonhardt. 


(Nr. 7902.) Statut für den Dollbergen⸗Catenſer Wieſenverband. Vom 14. Oktober 1871. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 
verordnen, auf Grund der Verordnung vom 28. Mai 1867. $$. 1. und 5. (Geſetz⸗ 


Sammlung vom Jahre 1867. S. 769.), nach Anhörung der Betheiligten, 
was folgt: 
gt 


Die Beſitzer der in den Feldmarken von Dollbergen und Catenſen an beiden 


Wolfsfärder⸗Mühle wieder einmündenden Entwäſſerungskanals liegenden Wieſen 

haben ſich zu einem Meliorationsverbande unter dem Namen 
„Dollbergen-Catenſer Wieſenverband“ 

1 55 um den Ertrag ihrer Grundſtücke durch Bewäſſerung derſelben zu ver⸗ 

eſſern. 

Zum Verbande gehören für jetzt und vorbehaltlich einer ſpäteren Erweite⸗ 
rung des Genoſſenſchaftsgebiets durch den Zutritt neuer Betheiligter die Beſitzer 
derjenigen Wieſen, welche unter Angabe der Größe jedes einzelnen Grundſtücks 
in das darüber aufgeſtellte Verzeichniß eingetragen und in der von dem Geometer 
Hemmelmann im Jahre 1864. aufgenommenen Karte des Meliorationsgebiets 
verzeichnet ſind. 

Der Genoſſenſchaftsverband hat Korporationsrechte und ſeinen Sitz zu 
Dollbergen. 1 2 


Die Bewäſſerungsanlagen ſind bereits im Jahre 1859. mit Genehmigung 

der Landdroſtei zu Lüneburg ausgeführt worden. 
§. 3. 

Dem Verbande liegt ob, die Stauſchleuſe in der Fuhſe, die Hauptſchleuſen 
in den Be- und Entwäſſerungsgräben, ſowie die Haupt⸗Be⸗ und Entwäſſerungs⸗ 
gräben, Brücken, Siele und Ueberleitungen auf gemeinſchaftliche Koſten zu unter⸗ 

hal⸗ 
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halten. Die Intereſſenten tragen dazu nach Maßgabe und Verhältniß der Größe 


ihres betheiligten Grundbeſitzes bei. Es ſollen jedoch die Beſitzer der im ſoge⸗ 
nannten Orte belegenen Wieſen, welche zu den erſtmaligen Anlagekoſten der öſtlich 
des Kanals angelegten Brücken und Schleuſen nur zur Hälfte herangezogen find, 
auch zu den Unterhaltungskoſten dieſer Anlagen nur nach der Hälfte ihrer bethei · 
ligten Wieſenflächen beizutragen haben. Dagegen haben dieſe Verbandsgenoſſen 
die in einem darüber aufgeſtellten beſonderen Verzeichniſſe aufgeführten Anlagen, 
insbeſondere die Gräben, welche fie auf alleinige Koſten hergeſtellt haben, allein 
zu unterhalten. 

Die Anlage und Unterhaltung der Vorrichtungen zur Bewäſſerung der 
einzelnen Wieſenparzellen iſt von deren Eigenthümern allein zu tragen. 


$. 4. 

Die Liſten der Beiträge zur Unterhaltung der gemeinſchaftlichen Anlagen, 
welche von dem Vorſtande nach Maßgabe der im vorigen Paragraphen enthal- 
tenen Grundſätze aufgeſtellt werden, find durch das Amt Burgdorf feſtzuſtellen. 
Auf Grund derſelben werden die Beiträge von den Säumigen durch adminiſtrative 
Exekution zur Verbandskaſſe eingezogen. 

$. 5. a 

Ueber die zur Unterhaltung der gemeinſchaftlichen Anlagen erforderlichen 
Arbeiten und die Art ihrer Ausführung beſtimmt der Vorſtand des Verbandes. 

Der Vorſitzende deſſelben iſt befugt, bei Arbeiten, welche den einzelnen 
Genoſſen für ihre Grundſtücke obliegen und im Intereſſe der ganzen Anlage nicht 
wohl unterbleiben dürfen, falls ſolche nicht rechtzeitig oder nicht gehörig aus⸗ 
geführt werden, den Verpflichteten zur Ausführung eine angemeſſene Friſt zu 
ſetzen und bei deren Nichteinhaltung der bei der Friſtbeſtimmung auszuſprechenden 
Androhung gemäb die Arbeiten auf Koſten der Säumigen zu bewirken. 

Der Vorſtand hat ſodann die Koſten von den Verpflichteten einzuziehen, 
event. auf adminiſtrativem Wege durch das Amt Burgdorf einziehen zu laſſen. 


F. 6. 

Die Angelegenheiten der Bewäſſerungs⸗Genoſſenſchaft werden durch einen 
Vorſtand aus drei Perſonen geleitet, von denen einer in Catenſen, einer in 
Schwüblingſen und einer in Dollbergen wohnen muß. 

Dieſelben wählen unter ſich einen Vorſitzenden und beſchließen nach Stimmen⸗ 
mehrheit. 


Ihr Amt iſt ein Ehrenamt, indeß erhalten ſie für Wege und ſonſtige 


baare Nuslagen eine von der Generalverſammlung feſtzuſetzende billige Vergütung. 
$. 7. 

Die Mitglieder des Vorſtandes und die für jedes Mitglied zu beſtellenden 
Stellvertreter werden von den Verbandsgenoſſen aus ihrer Mitte auf ſechs Jahre 
gewählt. Alle zwei Jahre treten ein Vorſtandsmitglied und ein Stellvertreter 
aus, das erſte und zweite Mal nach dem Looſe, ſodann nach dem Dienſtalter. 
Eine Wiederwahl iſt zuläſſig, jedoch hat das Vorſtandsmitglied, welches ſechs 

(Nr. 7902.) 66* Jahre 
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5 Jahre dieſes Amt bekleidet hat, das Recht, eine Wiederwahl für die nächſten 
i ſechs Jahre abzulehnen. 58 i 

5 Die Wahlverſammlung wird bei der erſtmaligen Wahl vom Amte Burg- 
1 dorf, bei künftigen Wahlen von dem Vorſitzenden des Vorſtandes berufen und 


geleitet. 

Bei der Wahl hat jeder Verbandsgenoſſe wenigſtens Eine Stimme, wer 
zwei volle Morgen im Verbande beſitzt, hat zwei Stimmen, und ſo fort für jeden 
vollen Morgen Eine Stimme mehr. 

Minderjährige können durch ihre geſetzlichen Vertreter, Ehefrauen durch 
ihre Ehemänner mitſtimmen. 
E Wählbar ift Jeder, welcher Grundbeſitz im Verbande hat und den Voll⸗ 
5 beſitz der bürgerlichen Rechte nicht durch rechtskräftiges Erkenntniß verloren hat. 

Im Uebrigen ſind bei der Wahl die wegen der Wahl der Gemeindebeamten 

beſtehenden Vorſchriften des Geſetzes vom 28. April 1859., die Landgemeinden 
betreffend, ſinngemäß zur Anwendung zu bringen. 

Die Gewählten werden vom Amte Burgdorf an Eidesſtatt mittelſt Hand⸗ 
ſchlages verpflichtet; zur Legitimation des Vorſtandes dient eine amtliche Aus⸗ 
fertigung des Wahlprotokolls. 


15 5 $. 8. 

N 

5 Der Vorſitzende des Vorſtandes beruft dieſen zu den Sitzungen und leitet 
Be: die Verhandlungen in denfelben. 

* Die Beſchlüſſe des Vorſtandes verpflichten den Verband. 

. Die Ausführung der Beſchlüſſe des Vorſtandes erfolgt durch den Vor⸗ 
ee. ſitzenden, doch ift der Vorſtand berechtigt, ſich von der Ausführung der Beſchlüſſe 
0 Ueberzeugung zu verſchaffen. 


* §. 9. 
b Die Generalverſammlung der Verbandsgenoſſen wird in den Fällen, in 


ö f welchen ihr ſtatutenmäßig eine Mitwirkung zuſteht, von dem Vorſitzenden des 
5 Vorſtandes berufen und geleitet. 

. Die Beſchlüſſe derſelben werden nach Stimmenmehrheit gefaßt. Rückſichtlich 
* des Stimmenverhältniſſes finden die für die Wahlen der Vorſtandsmitglieder im 
5 FS. 7. getroffenen Beſtimmungen Anwendung. 

* §. 10. | 

En, Der Vorſitzende des Vorſtandes ift die ausführende Behörde des Ver⸗ 
* bandes und vertritt denſelben anderen Behörden und Perſonen gegenüber. 

. Insbeſondere hat derſelbe: 


5 a) die gemeinſchaftlichen Anlagen nach dem feſtgeſtellten Bewäſſerungsplane 

3 zu beaufſichtigen und für deren Unterhaltung zu forgen; 

* b) die Verzeichniſſe und Liſten fortzuführen, die Beiträge auszuſchreiben, die 
Zahlungen auf die Kaſſe anzuweiſen und die Rechnungsführung zu 
revidiren; 

e) die Voranſchläge und Jahresrechnungen den Vorſtandsmitgliedern zur 
Feſtſtellung und Abnahme vorzulegen; - 

d) den 


d) den Staumeiſter zu beauffichtigen und mit den übrigen Vorſtandsmit⸗ 
gliedern halbjährlich die Grabenſchau abzuhalten; 

e) den Schriftwechſel für den Verband zu führen und die Urkunden für 
denſelben zu unterzeichnen; zur Abſchließung von Verträgen und Führung 
von Prozeffen iſt jedoch die Zuſtimmung der übrigen Vorſtandsmitglieder 
erforderlich, 

) unter Zuſtimmung der übrigen Vorſtandsmitglieder die Ordnungsſtrafen 
gegen Mitglieder des Verbandes wegen Verletzung dieſes Statuts und 
der ſonſtigen dazu erlaſſenen Reglements bis zur Höhe von Einem Thaler 
feſtzuſetzen und für die Kaſſe einzuziehen. 


K. 11. 


Zur Bewachung und Bedienung der Stau- und Bewäſſerungsanlagen 
wird von dem Vorſtande ein Staumeiſter auf dreimonatliche Kündigung angeſtellt 
8 alt Lohn nach Anhörung der Generalverſammlung der Verbandsgenoſſen 
eſtgeſtellt. 

Der Staumeiſter erhält eine Inſtruktion und iſt allein befugt zu bewäſſern, 
er muß ſo wäſſern, daß alle Parzellen den verhältnißmäßigen Antheil an Waſſer 


erhalten. 

Kein Eigenthümer darf die gemeinſchaftlichen Schleuſen oder die Schleuſen 
vor den einzelnen Parzellen öffnen oder zuſetzen, oder überhaupt die Bewäſſerungs⸗ 
anlagen eigenmächtig verändern, bei Meidung einer Konventionalſtrafe bis zu 
wei Thaler, welche der Vorſitzende des Vorſtandes für jeden Kontraventionsfall 
ſeſtſeht und einzieht. 

Der Staumeiſter wird von dem Amte Burgdorf beeidigt; er hat feiner 
Inſtruktion und den Anordnungen des Vorſitzenden des Vorſtandes Folge zu 
leiſten und kann von dieſem unter Zuſtimmung des Vorſtandes mit Geldbuße 
bis zu Einem Thaler beſtraft werden. 

Seine Entlafjung erfolgt durch den Vorſtand. 


$. 12. 


Zur Führung der Rechnung über die gemeinſamen Anlagen wird ein 
Rechnungsführer von der Generalverſammlung der Verbandsgenoſſen durch 
Stimmenmehrheit erwählt, zugleich beſchließt die letztere über die demſelben zu 
gewährende Vergütung. 

Die Jahresrechnungen werden, nachdem ſie vom Vorſtande abgenommen 
find, je acht Tage lang in den Wohnungen der Vorſtandsmitglieder zu Doll⸗ 
bergen, Catenſen und Schwüblingſen zur Einſicht der Betheiligten ausgelegt und 
ſolches denſelben zuvor in ortsüblicher Weiſe bekannt gemacht. 


$. 13. 

Die Streitigkeiten, welche zwiſchen den Mitgliedern des Verbandes über 
das Eigenthum von Grundſtücken, über die Zuſtändigkeit und den Umfang von 
e Ee ge oder anderen Nutzungsrechten, und über beſondere, auf ſpe⸗ 
ziellen Rechtstiteln beruhende Rechte und Verbindlichkeiten der Parteien entſtehen, 
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gehören zur Entſcheidung der ordentlichen Gerichte. Dagegen werden alle Streitig⸗ 
keiten wegen der gemeinſamen inneren Angelegenheiten des Verbandes von dem 
Vorſtande unterſucht und entſchieden. g ö 

Gegen Entſcheidungen und Verfügungen des Vorſtandes ſteht jedem Theile 
der Rekurs an ein Schiedsgericht frei, welcher binnen zehn Tagen, von der Bekannt⸗ 
machung des Beſcheides an gerechnet, bei dem Vorſitzenden des Vorſtandes an- 
gemeldet werden muß. ö 

Ein weiteres Rechtsmittel findet nicht ſtatt. Der unterliegende Theil trägt 
die Koſten. e 

Das Schiedsgericht beſteht aus einem Vorſitzenden und zwei Beiſitzern, 
welche von der Generalverſammlung auf drei Jahre gewählt werden. Für jeden 
derſelben wird gleichzeitig ein Stellvertreter gewählt. 

Wählbar iſt jeder Grundbeſitzer, der in der Gemeinde ſeines Wohnorts zu 
öffentlichen Gemeindeämtern wählbar iſt und nicht Mitglied des Verbandes iſt. 


$. 14. 

Der Bewäſſerungsverband iſt der Oberaufſicht des Staats unterworfen. 
Das Aufſichtsrecht wird in unterſter Inſtanz von dem Amte Burgdorf und in 
den höheren Inſtanzen von der Landdroſtei zu Lüneburg und von dem Miniſter 
für die landwirthſchaftlichen Angelegenheiten nach Maßgabe dieſes Statuts, übrigens 
in dem Umfange und mit den Befugniſſen, welche den Aufſichtsbehörden den 
Landgemeinden gegenüber zuſtehen, ausgeübt. 
N §. 15. 

Aenderungen dieſes Statuts können nur unter landes herrlicher Geneh- 
migung erfolgen. 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 

Gegeben Berlin, den 14. Oktober 1871. 


(J. S.) Wilhelm. 
v. Selchow. Leonhardt. 


(Jr. 7903.) Allerhöchſter Erlaß vom 23. Oktober 1871., betreffend die Genehmigung eines 
Nachtrages zu dem Revidirten Reglement für die Feuerſozietät des platten 
Landes des Herzogthums Sachſen vom 21. Auguſt 1863. 


Ai den Bericht vom 19. Oktober d. J. will Ich dem anliegenden, in Folge 
der am 27. Juni d. J. von dem 20. Sächſiſchen Provinziallandtage gefaßten 
Beſchlüſſe aufgeſtellten 
Nachtrage zu dem Revidirten Reglement für die Feuerſozietät des platten 
Landes des Herzogthums Sachſen vom 21. Auguſt 1863. 
hierdurch Meine Genehmigung ertheilen. 8 
ie⸗ 


" 9 
4 Dieſer Erlaß iſt nebſt dem Nachtrage durch die Geſetz⸗ Sammlung zu ver- 
öffentlichen. 
Berlin, den 23. Oktober 1871. 

Wilhelm. 


| Gr. zu Eulenburg. 
An den Minifter des Innern. 


Nachtrag 
zu dem 


Revidirten Reglement für die Feuerſozietaͤt des platten Landes des 
Herzogthums Sachſen vom 21. Auguſt 1863. 


(Geſetz⸗Samml. S. 545. ff.) 


In Stelle des $. 17. des oben bezeichneten Reglements tritt fol⸗ 
gende Beſtimmung: 5 17 


Bei der Generaldirektion werden angeſtellt und dem General ⸗ 
direktor zur Führung der Geſchäfte untergeordnet: 

a) ein Syndikus, welcher der Regel nach den Generaldirektor in Be⸗ 
hinderungsfällen zu vertreten bat, 

p) ein General⸗Feuerſozietäts⸗Inſpektor, 

c) ein Inſpektor, 

d) ein Rendant , 

e) ein Regiſtrator, ein Reviſor und ein Kalkulatur-Aſſiſtent. 

Die ad a. bis c. genannten Beamten haben den Generaldirektor 
in feiner geſammten Thätigkeit, insbeſondere bei auswärtigen Geſchäften, 
zu unterſtützen. 

Der $. 18. lautet fortan: 
$. 18. 

Die im $. 17. unter Littr. a. bis d. genannten Beamten werden 
vom Direktorialrathe gewählt. 

Die unter Littr. e. aufgeführten Beamten werden von dem General: 
direktor, nach Anhörung des Direktorialrathes, angeſtellt. 

Der $. 19. erhält folgenden Zuſatz: 

Dieſelben Beſtimmungen finden auch auf diejenigen Beamten der 
Generaldirektion oder der Kreisverwaltung Anwendung, für welche der 
Provinziallandtag ſonſt noch eine ſolche ewilligung im Etat ($. 62.) 
auszuſprechen für angemeſſen erachtet. 

(Nr. 7903.) Der 


n 
Der F. 39. erhält fortan folgende Faſſung: 
$. 39. 

In denjenigen Fällen, in welchen die Verbindlichkeit der Sozietät 
zur Zahlung der Brandſchadenvergütung an den Verſicherten fortfällt 
S 28. und 46.), aber auf dem abgebrannten Gebäude zur Zeit des 

randes Gläubiger der dritten Hauptrubrik eingetragen ſind, ſoll dieſen 
Gläubigern auf ihren Antrag die Brandvergütung inſoweit gewährt 
werden, als dieſelben weder aus dem Pfandgrundſtücke, noch aus dem 
ſonſtigen Vermögen ihres Schuldners Befriedigung erlangen können. 
Die Zahlung erfolgt nach der den Gläubigern 5 . Priorität oder, 
wenn ſich die Sozietät mit Prüfung der Priorität nicht befaſſen will, 
zum gerichtlichen Depoſitorium. 

Der $. 45. erhält folgenden Zuſatz: 

4) Die Generaldirektion iſt ermächtigt, Verſicherungen gegen Gas und 
andere Exploſionsgefahr für die Sozietät zu übernehmen, wenn dafür 
ein beſonderer, durch Vereinbarung feſtzuſtellender Zuſchlag zu dem ſon⸗ 
ſtigen Verſicherungsbeitrage gezahlt wird. 

Zu $. 46. 
Die Beſtimmung Nr. 1. im F. 46. wird aufgehoben. 


Zu $. 82. 


Der erſte Satz im 2. Alinea des $. 82. lautet fortan: 


Ueber Abänderungen dieſer Verwaltungsordnung beſchließt der 
Direktorialrath nach Anhörung der Kreisdirektoren. 


Berichtigung. 
In dem im 31. Stück der diesjährigen Geſetz-Sammlung sub Nr. 7887. 


abgedruckten Nachtrag zu dem Reglement für die Feuerſozietät des platten Landes des 


Herzogthums Schleſien, der Grafſchaft Glatz und des Markgrafthums Oberlauſitz 
8. Dezember 1864. ift S. 450. $. 63. Z. 1. ſtatt ee ede 


zu ſetzen: Provinzialdirektion. 


— — —— — 


Redigirt im Büreau des Staats⸗Miniſteriums. 
Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober- Hofbuchdruckerei 
(R. v. Decker). 


